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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 4 AS 87/11 BH 
 
L 26 AS 660/10 (LSG Berlin-Brandenburg) 
S 128 AS 30252/07 (SG Berlin) 
 
 
 
………………………………………………………………., 
 
 Kläger und Antragsteller, 
 
 

g e g e n 
 
 
Jobcenter Neukölln, 
Mainzer Straße 27, 12053 Berlin, 
 
 Beklagter. 
 

 

 

Der 4. Senat des Bundessozialgerichts hat am 5. April 2012 durch den  

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  V o e l z k e    sowie die Richterinnen    

S.  K n i c k r e h m    und   B e h r e n d  

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für die Durchführung des Verfahrens der Beschwerde 

gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landessozialgerichts Berlin-

Brandenburg vom 16. November 2011 Prozesskostenhilfe zu gewähren und einen 

Rechtsanwalt beizuordnen, wird abgelehnt. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Der Kläger hat im Berufungsverfahren beantragt: 

1. Der Beklagte wird verurteilt, unter Aufhebung des Bescheides vom 17.7.2007, BG-

Nr 92202BG0004125, in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 19.10.2007, Az 

698-BG-Nr 92202BG0004125 W 9244/07, für den Bewilligungszeitraum vom 1.9.2007 

bis zum 31.12.2007 einen mindestens doppelt so hohen Regelsatz zu zahlen. 

2. Der Beklagte wird verurteilt, unter Aufhebung desselben Bescheides den Wert für den 

Mehrbedarf für Ernährung inflationsbereinigt zu zahlen. 

3. Der Beklagte wird verurteilt, unter Aufhebung desselben Bescheides den Wert für den 

Mehrbedarf für Ernährung tagesgenau zu zahlen. 

4. Im Falle des Unterliegens zu 1. wird der Beklagte verurteilt, für den Bewilligungszeitraum 

(1.9.2007 bis 31.12.2007) das Alg II auf das verfassungsgemäße Minimum anzuheben. 

5. Der Beklagte wird verurteilt, die Beträge für den krankheitsbedingten Mehrbedarf und die 

Kosten der Unterkunft zu runden. 

6. Der Beklagte wird verurteilt, für den Bewilligungszeitraum die von ihm festgestellte Er-

werbsunfähigkeit bedarfserhöhend zu berücksichtigen. 

7. Der Beklagte wird verurteilt, für den Bewilligungszeitraum Leistungen zur Eingliederung 

Schwerbehinderter gemäß § 16 SGB II, §§ 33 ff SGB IX zu erbringen. 

8. Im Falle des Unterliegens zu den Klageanträgen und -ergänzungsanträgen wird der Be-

klagte verurteilt, den Widerspruch des Klägers unter Wahrung der Rechtauffassung des 

Gerichts zu bescheiden und ihm alle in Betracht kommenden Leistungen der Teilhabe 

des SGB IX zu bewilligen. 

9. Im Falle der Unzuständigkeit des Beklagten gemäß § 14 SGB IX werden alle zur Leis-

tungserbringung in Betracht kommenden Reha-Träger beigeladen und zur Leistung ver-

urteilt, hilfsweise wird festgestellt, dass die Bundesagentur zuständig gemäß § 14 

SGB IX ist. 

10. Im Falle der Unzuständigkeit des Beklagten werden alle zur Leistungserbringung in Be-

tracht kommenden Reha-Träger beigeladen und zur Abgabe von Zusicherungen der 

Leistungsgewährung gemäß §§ 1 ff SGB IX verurteilt, § 75 SGG. 

11. Alle entgegenstehenden Bescheide werden aufgehoben. 

 

Das LSG hat die Berufung des Klägers zu den Anträgen 7 bis 10 als unzulässig gewertet, weil 

der Kläger erstmalig im Berufungsverfahren die Erbringung von Leistungen zur Eingliederung 

Schwerbehinderter oder zur Teilhabe und die Feststellung der Zuständigkeit der 

Bundesagentur für Arbeit nach § 14 SGB IX begehrt habe. Im Übrigen habe der Kläger gegen 

den Beklagten für den streitigen Zeitraum keinen Anspruch auf höhere Leistungen unter 

Berücksichtigung höherer Regelsätze. Hinsichtlich des bewilligten Betrags von 35,79 Euro für 
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Mehrbedarfe wegen kostenaufwändiger Ernährung erwiesen sich die angefochtenen Bescheide 

als rechtswidrig begünstigend. 

 

Wegen der Nichtzulassung der Revision im Urteil des LSG hat der Kläger PKH unter Beiord-

nung eines Rechtsanwalts beantragt. 

 

 

II 

 

Der Antrag des Klägers auf Bewilligung von PKH und der damit verbundene Antrag auf Beiord-

nung eines Rechtsanwalts ist abzulehnen. Gemäß § 73a Abs 1 SGG iVm § 114 ZPO kann PKH 

nur bewilligt werden, wenn die beabsichtigte Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg 

bietet. An der erforderlichen Erfolgsaussicht fehlt es hier. 

 

Es sind unter Berücksichtigung des Vorbringens des Klägers sowie des Akteninhalts keine 

Gründe für eine Zulassung der Revision ersichtlich. Die Revision ist nur zuzulassen, wenn die 

Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), wenn das Urteil von einer 

Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht und auf dieser Abweichung 

beruht (§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG) oder ein Verfahrensfehler geltend gemacht wird, auf dem die 

angefochtene Entscheidung beruhen kann (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG). 

 

Eine grundsätzliche Bedeutung der Sache ist nicht gegeben. 

 

Grundsätzliche Bedeutung hat eine Rechtssache nur dann, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, 

die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 

Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Diese 

Voraussetzungen sind im vorliegenden Fall nicht gegeben. Eine Rechtsfrage grundsätzlicher 

Art stellt sich hier nicht. Die Ausführungen des LSG zur Weitergeltung der Normen über die 

Regelleistung für Zeiträume vor dem 1.1.2011 folgen unmittelbar aus der Entscheidung des 

BVerfG vom 9.2.2010 (= SozR 4-4200 § 20 Nr 12) und dem Umstand, dass der Gesetzgeber 

eine rückwirkende Neuregelung nicht vorgenommen hat. Grundsätzliche Rechtsfragen zum 

ernährungsbedingten Mehrbedarf stellen sich angesichts der bewilligten 35,79 Euro monatlich 

und der hierzu getroffenen Feststellungen des LSG, an die der Senat in einem 

Revisionsverfahren nach § 163 SGG gebunden wäre, nicht. 

 

Anhaltspunkte für das Vorliegen einer Divergenz (§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG) sind nicht gegeben. 

 

Es ist auch nicht erkennbar, dass ein Prozessbevollmächtigter in der Lage sein könnte, einen 

Verfahrensfehler des LSG (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG) darzulegen. Nach § 160 Abs 2 Nr 3 SGG ist 

die Revision zuzulassen, wenn ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die ange-
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fochtene Entscheidung beruhen kann; der geltend gemachte Verfahrensmangel kann nicht auf 

eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs 1 S 1 und auf eine Verletzung des § 103 SGG nur ge-

stützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende 

Begründung nicht gefolgt ist. 

 

Da dem Kläger PKH nicht zusteht, kommt auch die Beiordnung eines Rechtsanwalts gemäß 

§ 73a SGG iVm § 121 ZPO nicht in Betracht. 
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